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Stellungnahme  
Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung 

der Treibhausgasminderungs-Quote 

Genossenschaften leisten einen wichtigen Beitrag zum Gelingen der Energiewende. Die mehr 
als 1.600 vom Deutschen Raiffeisenverband (DRV) vertretenen genossenschaftlichen Unter-
nehmen der Agrarwirtschaft erzeugen in zunehmendem Maße mittels eigener Anlagen Erneu-
erbare Energien. Darüber hinaus entwickeln sich die knapp 300 Warengenossenschaften von 
klassischen Energiehändlern zu Projektierern und Dienstleistern für Erneuerbare Energien und 
gestalten so eigenverantwortlich die Energiewende im ländlichen Raum. Gemeinsam mit den 
Fachverbänden für Erneuerbare Energien setzt sich der DRV dafür ein, die Energiewende zu 
beschleunigen und wirtschaftlich tragfähig auszugestalten. Vor diesem Hintergrund begrüßt 
der DRV grundsätzlich den hier vorliegenden Gesetzentwurf. Die Weiterentwicklung der THG-
Quote schafft Raum für mehr Klimaschutz, gleichzeitig werden Maßnahmen ergriffen, um die 
Gefahr von Betrugsfällen deutlich zu verringern.   
 
Der DRV unterstützt die Stellungnahme des Bundesverbands Bioenergie (BBE) und vertritt im 
Namen seiner Mitglieder folgende Positionen: 
 
1. Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens bis zum 31. Dezember 2025 

Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie hätte bereist bis zum Mai dieses Jahres umgesetzt wer-
den müssen. Um ein Vertragsverletzungsverfahren zu vermeiden und Planungssicherheit für 
das nächste Quotenjahr zu schaffen, ist es dringend erforderlich, die im vorliegenden Ge-
setzentwurf vorgeschlagene Weiterentwicklung der THG-Quote rechtzeitig bis zum Jahres-
ende zu beschließen. 
DRV-Position: Das Gesetzgebungsverfahren muss aus Gründen der Planungssicherheit bis 
zum 31. Dezember 2025 abgeschlossen sein. 

 
2. Zu § 37a BImSchG Abs. 4: Stärkere Anhebung der THG-Quote erforderlich 

Die THG-Quote wird im Gesetzentwurf bis 2040 festgelegt und steigt schrittweise an. Im 
Zeitraum bis 2030 nimmt der vorliegende Entwurf jedoch die Quotenerhöhung um 0,1 %-
Punkte infolge der letztmaligen Änderung der 36. BImSchV (automatische Quotenanpas-
sung gemäß § 37h BImSchG) zurück und erhöht die THG-Quote einzig im Verpflichtungsjahr 
2027 um 0,4 %-Punkte.  
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Nach Ansicht des DRV ist diese einmalige Erhöhung bis 2030 keinesfalls ausreichend, um die 
Überschussmengen aus den Jahren 2024, 2025 und 2026 auszugleichen. Diese werden an-
dernfalls zu einer erneuten weiteren starken Übererfüllung und damit zu einem Einbruch des 
Quotenpreises führen, was dem Klimaschutz entgegenwirkt.  
DRV-Position: Die für das Jahr 2028 vorgesehene THG-Quotenhöhe (17,5 %) sollte auf das 
Jahr 2027 vorgezogen und von diesem Niveau aufsteigend fortgeschrieben werden.  
 

3. Zu § 37b BImSchG Abs. 8: Kein pauschaler Ausschluss von Sojaöl-Biokraftstoffen 
Der vorgeschlagene vollständige Ausschluss von sojaölbasierten Biokraftstoffen wird vom 
DRV als fachlich unbegründet abgelehnt. Er greift der noch ausstehenden Neubewertung 
von Soja im Rahmen der Kategorisierung von Rohstoffen mit hohem Risiko indirekter Land-
nutzungsänderungen (iLUC) auf EU-Ebene vor und gefährdet damit die Planungs- und In-
vestitionssicherheit. Betroffen wäre ebenfalls die in Deutschland und der EU angestrebte 
Förderung der Proteinstrategie bei Körnerleguminosen und insbesondere Soja. Diese Kultur 
ist essenziell zur Erweiterung der Fruchtfolgen, als Beitrag zur Minderung der THG-Emissio-
nen in Fruchtfolgen und schließlich zur Erweiterung des heimischen Rohstoffangebotes für 
die Tier- und Humanernährung.  
DRV-Position: Ein Ausschluss bestimmter Rohstoffe darf nur auf Basis von wissenschaftli-
chen Ergebnissen erfolgen. Daher muss der vollständige Ausschluss von Soja gestrichen 
werden. 
 

4. Zu § 37b BImSchG Abs. 8: Begrenzung der Anrechnung von Biomethanimporten er-
forderlich 
Zukünftig soll auch über das Gasnetz importiertes Biomethan auf die THG-Quote anrechen-
bar sein. Der DRV sieht hier die Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung zu Lasten deutscher 
Biomethanproduzenten, da Biomethan in zahlreichen Nachbarstaaten bereits bei der Ein-
speisung gefördert wird. Teilweise wurden in diesen Ländern produzierte Biomethanmengen 
sogar trotz des Exports nach Deutschland auf die jeweiligen Erneuerbare-Energien-Ziele an-
gerechnet. 
DRV-Position: Biomethan, das im Produktionsland bereits eine signifikante Produktionsför-
derung erhalten hat oder im Produktionsland auf die Erneuerbare-Energien-Ziele angerech-
net wurde, darf nicht erneut auf die deutsche THG-Quote angerechnet werden.   

 
5. Zu § 31, 37 BImSchV: Registrierung von Herstellern fortschrittlicher Biokraftstoffe in 

Drittstaaten trägt zur Betrugsprävention bei 
Der DRV begrüßt die verpflichtende Durchführung behördlicher Vor-Ort-Kontrollen in Pro-
duktionsstätten als Voraussetzung für die THG-Quotenanrechnung erneuerbarer 
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Kraftstoffe als Maßnahme zur Betrugsprävention. Allerdings bestehen Umgehungsmöglich-
keiten, da die Zuständigkeit der deutschen Behörde nur für in Deutschland registrierte Zer-
tifizierungsstellen gilt. Betrügerische Akteure könnten dies ausnutzen, indem sie Zertifizie-
rungsstellen aus dem Ausland beauftragen, die auf Vor-Ort-Kontrollen verzichten.  
DRV-Position:  Die Einführung eine behördlichen Registrierungspflicht für Produzenten 
fortschrittlicher Biokraftstoffe in Drittstaaten stärkt die Betrugsprävention. Die Verknüpfung 
der Quotenanrechnung an die Registrierung des Produzenten bei der deutschen zuständi-
gen Behörde muss auch den Zugriff auf alle relevanten Informationen umfassen, insbeson-
dere ob von dem beauftragten Zertifizierer Vor-Ort-Kontrollen durchgeführt wurden.  
 

6. Zu § 13, 38 BImSchV: Keine Absenkung der Kappungsgrenze anbaubiomassebasierter 
Biokraftstoffe 
Die geplante Absenkung der Kappungsgrenze für Anbau biomassebasierter Biokraftstoffe 
(von 4,4 % auf 3,0 % bis 2030) lehnt der DRV entschieden ab. Diese Maßnahme steht im 
Widerspruch zu den Klimazielen der Bundesregierung und verkennt, dass in Deutschland und 
Europa der Anbau von Biomasse zur energetischen Nutzung in bestehende Fruchtfolgesys-
teme integriert wird und auf Flächen erfolgt, die bereits seit langer Zeit landwirtschaftlich 
genutzt werden.  
DRV-Position:  Statt einer Absenkung muss eine Erhöhung der Kappungsgrenze von 4,4 % 
auf unionsrechtlich zulässige 5,98 % erfolgen, insbesondere um die Klimaziele der Bundes-
regierung im Verkehrssektor schneller zu erreichen.  
 

7. Zu § 14, 38 BImSchV: Abschaffung der Mehrfachanrechnung für fortschrittliche Bio-
kraftstoffe 
Der DRV begrüßt die Abschaffung der Doppelanrechnung für fortschrittliche Biokraftstoffe 
bei Übererfüllung der Unterquote als wirksamen Beitrag, Betrugsanreize zu reduzieren.  
DRV-Position: Die Doppelanrechnung fortschrittlicher Biokraftstoffe muss aus Gründen 
der Betrugsprävention dringend abgeschafft werden. 
 

8. Gefälschte Zertifikate aus dem Markt nehmen 
Für bereits bestehende und nachweislich gefälschte Zertifikate darf es keinen Vertrauens-
schutz geben. Sie müssen auch rückwirkend aus dem Markt genommen werden. 
DRV-Position: Gefälschte Zertifikate müssen aus dem Markt genommen werden. 

 
Berlin, 18. Juli 2025 

 


